
„Die NSU-Verbrechen hätte es mit
hoher Wahrscheinlichkeit nicht ge-
geben, wenn die Thüringer Behör-
den die zweifelsfrei vorhandenen
Hinweise und Spuren aufgegriffen
und die drei NSU-Aktivisten Böhn-
hardt, Mundlos und Zschäpe recht-
zeitig gefasst hätten“, so das bittere
Fazit, das die Vorsitzende des Un-
tersuchungsausschusses „Rechts-
terrorismus und Behördenhandeln“,
die SPD-Abgeordnete Dorothea
Marx, am Ende ihres Berichts in der
Sondersitzung des Landtags am 22.
August zog.  

der anderen Untersuchungsausschüs-
se - Baden-Württemberg hat es noch
nicht einmal für nötig gehalten, einen
solchen Ausschuss einzurichten -,
auch der des Bundestages nicht, ist in
seinen Bewertungen zu den Fehllei-
stungen der Behörden so weit gegan-
gen. Im Thüringer Bericht finden sich
Sätze wie folgender: 

„Die Häufung falscher oder nicht ge-
troffener Entscheidungen und die
Nichtbeachtung einfacher Standards
lassen aber auch den Verdacht geziel-
ter Sabotage und des bewussten Hin-
tertreibens eines Auffindens der Flüch-

ernst genommen werden“. Die Aufklä-
rung wird und muss weitergehen, da
waren sich alle im Thüringer Landtag
einig. Die Ausschussvorsitzende  versi-
cherte: „Wir werden uns von den Ak-
tenvernichtern, Spurenvernichtern und
Zeugen mit unerklärlichem Gedächt-
nisverlust nicht davon abhalten lassen,
alles lückenlos aufzuklären.“

Am 26. Januar 2012 war die Einset-
zung des NSU-Untersuchungsaus-
schusses auf Antrag aller fünf Fraktio-
nen des Thüringer Landtags beschlos-
sen worden. in 68 Sitzungen wurden
123 Zeugen und Sachverständige ge-
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hört, einige Zeugen mehrfach. Dem
Untersuchungsausschuss wurden
durch die Landesregierung 11.681 Ak-
ten zur Verfügung gestellt. Der jetzt
vorgelegte 1.896 Seiten umfassende
Abschlussbericht (aus dem wir auf der
nächsten Seite einige Passagen doku-
mentieren), einschließlich der Sonder-
voten, die von allen fünf Fraktionen da-
zu eingereicht wurden, kann im Inter-
net eingesehen werden auf den Seiten
des Thüringer Landtags: 

www.thueringer-landtag.de/land-
tag/aktuelles

Als die Ausschussvorsitzende zu Be-
ginn ihrer Rede die Namen der zehn
Opfer der Mordanschläge des „Natio-
nalsozialistischen Untergrunds“ verlas
und betonte: „Wir bitten die Opferan-
gehörigen und die 23 teils lebensge-
fährlich Verletzten der Sprengstoffan-
schläge in Köln für das ihnen entge-
gengebrachte Misstrauen und die ras-
sistischen Verdächtigungen um Verzei-
hung. Unser Beileid gilt den Hinterblie-
benen“,   erhoben sich im Thüringer
Landtag alle von ihren Plätzen - die Ab-
geordneten gemeinsam mit den Ange-
hörigen auf der Besuchertribüne, den
türkischen und griechischen Diploma-
ten und weiteren gesellschaftlichen
Vertretern von Bundes- und Landes-
ebene sowie zahlreichen gegen Neona-
zismus engagierten Bürgerinnen und
Bürgern.

Mehr als 300 Gäste hatten im Thü-
ringer Landtag dieses Sonderplenum
verfolgt, viele Menschen waren auch
per Livestream im Internet dabei. Zahl-
reiche Medien berichteten bundesweit
und international. Dabei wurde der Ar-
beit des Thüringer Untersuchungsaus-
schusses Respekt gezollt, denn keiner

tigen zu. Die Geschichte der von 1998
bis 2003 von allen daran Beteiligten
betriebenen bzw. nicht betriebenen
Fahndung ist im Zusammenhang be-
trachtet ein einziges Desaster.“

Rückhaltlose und 
schonungslose Aufklärung 

„In Thüringen hat das Unheil seinen
Lauf genommen“, betonte Dorothea
Marx und unterstrich rückblickend für
die Arbeit des Ausschuss nocheinmal
die Notwendigkeit der geforderten
„rückhaltlosen und schonungslosen
Aufklärung“. Und: Es sei wichtig gewe-
sen, dies im Parlament zu tun und da-
mit „regierungsfern und öffentlich“.
Dabei habe aber auch bei einigen Zeu-
gen aus den verantwortlichen Behör-
den „falsch verstandener Korpsgeist
die Ermittlungsarbeit im Untersu-
chungsausschuss massiv behindert“.

Die Abgeordnete forderte: „Wir
brauchen ein verschärftes Rechtsbe-
wusstsein, es darf keine kontrollfreien
Räume staatlichen Handelns geben.“
Vor allem aber müsse der „Rassismus
als gesellschaftliches Problem endlich

Begleitend zur Landtagssondersitzung zum Abschlussbericht des Untersu-
chungsausschusses „Rechtsterrorismus und Behördenhandeln“ und noch bis zum
5. September im Foyer des Thüringer Landtags zu sehen ist die Wanderausstellung
des Nürnberger Instituts für Sozialwissenschaftliche Forschung, Bildung und Bera-
tung e.V. „Die Opfer des NSU und die Aufarbeitung der Verbrechen“. 

Die beeindruckende Ausstellung, die bisher schon an mehr als 40 Orten in
Deutschland gezeigt wurde, setzt sich auf 22 Tafeln mit den Verbrechen des NSU
in den Jahren 2000 bis 2007 sowie der gesellschaftlichen Aufarbeitung nach dem
Auffliegen des „Nationalsozialistischen Untergrunds“ im November 2011 ausein-
ander. 

Im ersten Teil der Ausstellung werden die Biografien von Enver Simsek, Abdurra-
him Özüdogru, Süleyman Tasköprü, Mehmet Turgut, Habil Kilic, Ismail Yasar, Meh-
met Kubasik, Theodoros Boulgarides, Halit Yozgat und Michele Kiesewetter darge-
stellt. Zu Wort kommen auch Angehörige der Mordopfer. Weitere Tafeln beschäfti-
gen sich mit den Bombenanschlägen in Köln sowie den Banküberfällen, bei denen
unschuldige Menschen teilweise lebensbedrohlich verletzt wurden.

Der zweite Teil beleuchtet die Neonaziszene der 1990er Jahre sowie die Hilfelei-
stungen an den NSU-Kern aus einem neonazistischen Netzwerk. Dargestellt wer-
den auch die Gründe, warum die Mordserie nicht aufgedeckt wurde sowie der ge-
sellschaftspolitische Umgang mit dem Themenkomplex nach dem Auffliegen der
neonazistischen Terrorgruppe am 4. November 2011.

„Eine wehrhafte Demokratie ist nur dann wirklich wehrhaft, wenn sie Fremden-
hass, Rechtsextremismus und Ausgrenzung mit rechtsstaatlichen Mitteln zu be-
kämpfen weiß. Wir Abgeordnete des Thüringer Landtags wollen dazu mit unserer
Politik einen Beitrag leisten. Die aktuelle Ausstellung führt uns noch einmal auf
sehr eindringliche Weise vor Augen, wie wichtig es ist, wachsam zu bleiben und
rechtsextremen Umtrieben von Beginn an konsequent zu begegnen. Sie zeigt uns
aber auch, wie blinder Hass in Gewalt umschlagen und Leben zerstören kann. Das
dürfen wir nicht zulassen“, erklärte Landtagspräsidentin Dr. Birgit Diezel.

Sondersitzung zum Abschlussbericht des Untersuchungsausschusses „Rechtsterrorismus und Behördenhandeln“


